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Die Herausforderung der Globalisierung und Möglichkeiten ihrer Bewältigung 

Umweltpolitik in neuem Rahmen 
Die doppelte Globalisierung von Wirtschaftsbeziehungen und zentralen Umwelt-

problemen stellt neue Anforderungen an eine erfolgreiche Umweltpolitik. Den-

noch bleibt auch für nationale Politiken noch Spielraum. 
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lobalisierung, d.h. die zunehmende 

räumliche Ausdehnung von Märkten und 

deren Vernetzung, ist ein wesentliches Element 

der gegenwärtigen wirtschaftlichen Entwicklung. 

Umweltrelevant ist sie in zweierlei Hinsicht. Zum 

einen erschwert die mit der Globalisierung der 

Wirtschaftsbeziehungen verbundene Intensivie-

rung des Wettbewerbs eine nationale Umweltpo-

litik: Sie ist (oder scheint zumindest) im Wett-

bewerb der Systeme gefährdet. Zweitens aber 

hat die Umweltpolitik selbst eine globale Dimen-

sion angenommen: Die zentralen umweltpoliti-

schen Probleme, wie z.B. das 'Ozonloch' oder 

die 'Klimakatastrophe', sind nicht mehr nationa-

ler, sondern globaler Natur. Ihnen kann deshalb 

nur mit Hilfe einer international koordinierten 

Politik begegnet werden. 

Für die Globalisierung der Umweltprobleme gibt 

es (mindestens) drei Ursachen. Zum einen hat 

die Internaüonalisierung zu einem erheblichen 

Anwachsen der Handelsströme geführt, die von 

einem entsprechenden Anwachsen umweltbela-

stender Transportleistungen begleitet wird. Als 

zweites wäre ganz allgemein das Anwachsen der 

mit der Produktion verbundenen Belastung der 

natürlichen Umwelt zu nennen. Um die begrenz-

te Aufnahmefähigkeit der natürlichen Umwelt für 

Schadstoffe (scheinbar) zu überspielen, haben 

wir uns weitgehend zur 'Politik des hohen 

Schornsteins' entschlossen. Da die meisten Staa-

ten so handeln, exportieren alle Staaten nicht nur 

Luftschadstoffe, sondern sie importieren sie 

auch, und die Gesamtbelastung ist dadurch 

höher, als nach streng volkswirtschaftlichem Kal-

kül optimal wäre. Entsprechendes gilt auch für 

andere Schadstoffe. Die eigentliche Globalisie-

rung der Umweltproblematik entstand jedoch 

dadurch, daß im Zuge der wirtschaftlichen Ent-

wicklung verstärkt auch solche Schadstoffe emit-

tiert wurden, deren globale Wirkung sich unab-

hängig davon entfaltet, wo sie emittiert werden. 

Dies gilt z.B. für all jene Schadstoffe, welche die 

Ozonscliicht angreifen, insbesondere für die 

fluorierten Kohlenwasserstoffe (FCKW), aber auch 

für jene Emissionen, die zur globalen Erwärmung 

beitragen, vor allem das Kohlendioxid. 

Es ist offensichtlich, daß diese globalen Umwelt-

probleme nur dann wirklich bewältigt werden 

können, wenn es gelingt, international koordi-

nierte Strategien zu erarbeiten, zu beschließen 

und durchzusetzen (1). Ein einzelnes Land kann 

allein keinen wesentlichen Beitrag zur globalen 

Reduktion dieser Emissionen leisten. Es kann 

allenfalls eine Vorreiterfunktion einnehmen (2). 

• Probleme internationaler 
Kooperation 

Auf der internationalen Ebene fehlt jedoch jene 

übergeordnete Instanz, die, wie auf nationaler 

Ebene der Staat, Umweltschutzbestimmungen 

erlassen und durchsetzen kann. Vielmehr sind 

wir auf Verträge, d.h. auf freiwillige Vereinbarun-

gen angewiesen: Die dezentrale Verhandlungslö-

sung tritt an die Stelle der zentralen Lösung (3). 

Solche Lösungen sind hier aber auch eher mög-

lich, weil in der Regel die Zahl der beteiligten 

Akteure weitaus geringer ist als bei innerstaatli-

chen Maßnahmen; im Extremfall sind nur weni-

ge oder gar nur zwei Staaten betroffen. Je gerin-

ger aber die Zahl der Beteiligten ist, desto 

geringer sind - ceteris paribus - die Anreize für 

Trittbrettfahrerverhalten und desto eher kann 

man zu freiwilligen Vereinbarungen kommen. 

Solche Vereinbarungen setzen im allgemeinen 

voraus, daß für alle Beteiligten die Nutzen höher 

sind als die entstehenden Kosten. Die besondere 

Schwierigkeit internationaler Umweltschutzab-

kommen ergibt sich daraus, daß Nutzen und 

Kosten häufig sehr ungleich verteilt sind: Neben 

Ländern, die netto von solchen Maßnahmen 

erheblichen Nutzen haben, gibt es Länder, die 

Nettoverluste aufweisen. Solche Länder werden 

sich an entsprechenden Abkommen nur dann 

beteiligen, wenn sie für die ihnen entstehenden 

Kosten (weitgehend) kompensiert werden. Dies 

aber hat zur Konsequenz, daß im internationalen 

Bereich häufig der 'Verursacher' entschädigt wer-

den muß, wenn er die Verschmutzung unterlas-

sen soll. Ein wesentliches politisches Problem 

besteht daher in der politischen Durchsetzbarkeit 

von Abkommen mit Kompensationszahlungen. 

Unter zwei Bedingungen sind Kompensations-

zahlungen vergleichsweise leicht durchsetzbar. 

Zum einen dann, wenn solche Zahlungen 'mora-

lisch' in die richtige Richtung gehen. Wenn z.B. 

Entwicklungsländer dafür entschädigt werden 

sollen, daß sie auf die Rodung des tropischen 

Regenwaldes verzichten, wird sich in den ent-

wickelten Staaten nur wenig politischer Wider-

stand regen. Die zweite Bedingung besteht dar-

in, daß Vertragsbündel geschnürt werden, 

wodurch die Kompensationszahlungen nach 

außen nicht eindeutig als solche erkennbar 

sind. Das Schnüren von Vertragsbündeln hat 

zudem den Vorteil, daß dadurch sichergestellt 

werden kann, daß möglichst viele der betroffe-

nen Länder ein Interesse am Zustandekommen 

eines Vertrags haben, welches über das Interes-

se am Erhalt von Kompensationszahlungen hin-

ausgeht. Da diese Zahlungen teilweise umstritten 

und damit langfristig wenig glaubwürdig sind, 

erhöht die Verknüpfung verschiedener Verträge, 

bei denen unterschiedliche Staaten Netto-Nutz-

nießer sind, die Stabilität solcher Verträge. 

• Konsequenzen 

Für die (nationale) Politik zur Bewältigung glo-

baler Umweltprobleme ergeben sich daraus fol-

gende Konsequenzen: 

• Soweit dies möglich ist, sind im Bereich glo-

baler Umweltprobleme internationale Abkommen 

anzustreben. Die unterschiedlichen Erfahrungen 

mit den Reduktionen des Ausstoßes von FCKW 

und Kohlendioxid zeigen jedoch, daß solche 

Abkommen nur unter bestimmten Bedingungen 

möglich sind. Daher ist zum einen nach Strategi-

en zu suchen, um die internationale Akzeptanz 

solcher Abkommen zu erhöhen. Instrumente wie 

'Dept for Nature Swaps' oder 'Joint Implementati-

on' haben hier ihren Platz. Zweitens ist zu fragen, 

wie Politiken, welche einen Beitrag zur Bewälti-

gung internationaler Umweltprobleme leisten, 

auch nationale Akzeptanz finden können. Dies 

wird dann am ehesten möglich sein, wenn sie 

auch einen Beitrag zur Verbesserung der nationa-

len Umweltsituation leisten. 

• Damit die nationale Umweltpolitik im Pro-

zeß der Globalisierung nicht 'unter die Räder' 

kommt, muß sie ökonomisch so effizient wie 

möglich durchgeführt werden. In diesem 

Zusammenhang kann neben Zertifikatslösungen 
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Die europäische Integration im Vergleich mit globalen Entwicklungen 

Liberalisierung und Umweltschutz 

Im Zusammenhang mit der Globalisierung von Märkten wird vielfach die 

Befürchtung eines umweltpolitischen „race to the bottom" geäußert. Der 

europäische Fall zeigt jedoch, daß ökonomische Integration und Umweltschutz 

keineswegs unvereinbare Ziele sein müssen, sofern eine geeignete Dynamik 

supranationaler Kooperation entsteht. 

eine 'ökologische Steuerreform' eine wesentli-

che Rolle spielen (4). Soweit durch eine solche 

Reform die bürokratische Umweltpolitik, wenn 

auch nicht ganz abgelöst, so doch in den Hin-

tergrund gedrängt wird, führt sie zu EfBzienzge-

winnen. Da die Erhöhung der Produktionsko-

sten durch die Verteuerung der Energie durch 

die Verringerung der Arbeitskosten zumindest 

teilweise kompensiert wird, ist eine solche Poli-

tik auch angesichts der wirtschaftlichen Globali-

sierung möglich. 

Dies aber bedeutet, daß weder die wirtschaftli-

che Globalisierung nationale Umweltpohtik ver-

unmöglicht, noch globale Umweltprobleme 

ohne politische Antwort bleiben müssen. In bei-

den Fällen wird die Umweltpohtik schwieriger 

und erfordert deshalb mehr (politische) Phan-

tasie als zuvor, aber es stehen dennoch auch 

nationale umweltpolitische Handlungsmöglich-

keiten zur Verfügung. Diese sollten gerade dann 

offensiv genutzt werden, wenn sich die Erzie-

lung wirksamer internationaler Abkommen als 

schwierig erweist. 
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äufig wird angenommen, daß bei zuneh-

mender ökonomischer Interdependenz 

strenge Umweltstandards die nationale Industrie 

belasten und damit deren internationale Wettbe-

werbsfähigkeit unnötig schwächen würden. Ver-

gleicht man dieses Szenario jedoch mit der Ent-

wicklung der Umweltpohtik im Rahmen der 

Europäischen Union (EU), so scheint diese Pro-

gnose keineswegs universale Gültigkeit zu 

haben. Die Verwirklichung des europäischen 

Binnenmarktes hat nicht zu einem umweltpoliti-

schen „race to the bottom" geführt. Vielmehr 

haben sich nationale Umweltregulierungen 

unter europäischem Einfluß tendenziell weiter 

verschärft (1). Es ist an dieser Stelle zu betonen, 

daß die Einschätzung der europäischen Umwelt-

pohtik relativ zu globalen Entwicklungen erfolgt. 

Genauer betrachtet ist das Bild natürlich keines-

wegs so makellos, wie es sich aus dieser „Vogel-

perspektive" darstellt, nimmt man etwa die Voll-

zugsdefizite europäischer Umweltpolitik als 

Beispiel (2). Vor dem Hintergrund dieser rela-

tiv erfolgreichen Symbiose von Marktliberalisie-

rung und Umweltschutz stellt sich die Frage, 

welche Bedingungen die europäische Entwick-

lung begünstigt haben und inwieweit diese Fak-

toren auch im Hinbhck auf globale Umweltregu-

lierung gegeben sind. 

Betrachtet man die Entwicklung der europäi-

schen Umweltpohtik, so fallen mehrere Aspekte 

auf, die auf den ersten Blick relativ überra-

schend sind - zumindest aus der Sicht der ein-

gangs vorgestellten Annahme eines umweltpoh-

tischen Dumpings. Erstens läßt sich eine 

graduelle Emanzipation der Umweltpohtik als 

eigenständiges Handlungsfeld der Gemeinschaft 

beobachten; d.h. Umweltpohtik wird nicht als 

Anhängsel, sondern losgelöst von Fragen der 

wirtschaftlichen Integration betrachtet (3). Die-

se Entwicklung wurde rechtlich bestätigt durch 

die vertragliche Verankerung von Umweltpohtik 

als eigenständiges Handlungsfeld der Gemein-

schaft im Rahmen der Einheithchen Euro-

päischen Akte 1986 und deren Fortführung im 

Vertrag von Maastricht. Ein zweiter Aspekt, wel-

cher die Entwicklung der europäischen Umwelt-

pohtik charakterisiert, ist die relative, wenn-

gleich unstetig verlaufende, Verschärfung 

umweltpohtischer Vorgaben. Diese bezieht sich 

nicht nur auf materielle Regulierungen (z.B. 

Emissionsgrenzwerte), sondern auch auf proze-

durale Vorgaben (wie etwa den freien Zugang zu 

Umweltinformationen). Drittens ist schließlich 

die breite Mischung von verschiedenen Regulie-

rungsmustern zu erwähnen. Europäische 

Umweltpohtik besteht keineswegs aus einem 

einheitlichen regulativen Konzept, sondern 

umfaßt eine Mischung von regulativen Ansätzen, 

welche von materiellen Standards und prozedu-

ralen Vorgaben bis hin zur Selbstregulierung 

der Industrie reicht. Fragt man nach den Bedin-

gungen, welche diese Entwicklung begünstigt 

haben, so lassen sich ökonomische und politi-

sche Mechanismen unterscheiden. 

• Umweltdynamik des 
Binnenmarktes 

Wie David Vogel kürzlich gezeigt hat, muß öko-

nomische Integration keineswegs ein umweltpo-

litisches „race to the bottom" zur Folge haben, 

sondern kann unter bestimmten Bedingungen 

sogar ein „race to the top" begünstigen, d.h. 

eine Verschärfung von umweltpohtischen Regu-

lierungen (4). 

Einerseits ist es insbesondere in umweltpolitisch 

hochentwickelten Staaten denkbar, daß die Indu-

strie für eine weitere Verschärfung nationaler 

Umweltstandards eintritt, um Wettbewerbsvortei-

le gegenüber ausländischen Konkurrenten zu 

erlangen. Dies ist dann der Fall, wenn die natio-

nale Industrie bereits auf solche Standards einge-
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